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Die Diagnose einer ungewollten 
Schwangerschaft bringt die be-

troffenen Frauen in einen Informati-
onsnotstand. Innerhalb sehr kurzer 
Zeit benötigen sie sehr viele Informa-
tionen. Diese Suche nach Informatio-
nen wird durch einige Besonderheiten 
deutlich erschwert: Gefragt ist sowohl 
Grundsätzliches über den Schwanger-
schaftsabbruch, als auch Konkretes, 
wie Methoden des Schwangerschafts-
abbruchs und Adressen. Die anste-
hende Entscheidung hat große Aus-
wirkungen auf das eigene soziale Um-
feld, zentrale zukünftige Lebensberei-
che und ist nicht rückgängig zu ma-
chen. Mit dem Partner ist eine zweite 
Person unmittelbar und direkt betrof-
fen und in die Entscheidung mehr 
oder weniger mit einbezogen.

Bevormundung
Auf diese Bedürfnisse reagierten und 
reagieren Gesellschaften unterschied-
lich, wobei historisch fast ausnahms-
los eine rigide Bevormundung vor-
herrschte. Diese war Ausdruck der 
Überzeugung einer männlich domi-
nierten Gesellschaft, dass schwangere 
Frauen nicht verantwortungsvoll über 
ihre Schwangerschaft entscheiden 
könnten. Deshalb müsste die Gesell-
schaft eingreifen, um sicherzustellen, 
dass „richtig“ entschieden werde. Re-
gelungen, die auf dieser Bevormun-
dung basieren, wurden in den letzten 

Jahrzehnten langsam geändert und 
den Frauen, bzw. Paaren wurde die 
Autonomie über ihre Fruchtbarkeit 
zum größten Teil zurückgegeben. 

Als Ergebnis dieser Entwicklung 
haben z. B. Frauen in Holland nicht 
nur ein sehr hohes Ausmaß an Auto-
nomie, sondern deshalb auch die 
weltweit niedrigste Rate an Schwan-
gerschaftsabbrüchen. Auf der anderen 

Seite gibt es immer noch Regelungen, 
welche der alten Diktion folgen und 
sich von inzwischen etablierten Stan-
dards in der Medizin und Sozialhilfe 
abheben.

Hürde Nr. 1: Zwangsberatung
Ein Beispiel ist u. a. die zwangsweise 
vorgeschriebene Beratung vor dem 
Schwangerschaftsabbruch. Auch wenn 
diese z. B. vor zwei Jahren in Frank-
reich abgeschafft wurde, besteht sie in 
einigen Ländern immer noch mit un-
terschiedlichen Vorgaben. Während 
z. B. in Holland und Österreich jeder 
Arzt diese Beratung vornehmen darf 
und es keine inhaltlichen Vorgaben 
gibt, ist sie in Deutschland wesentlich 
rigider vorgeschrieben und erschwert 
den Zugang zum Schwangerschafts-
abbruch. Unklar bleibt, warum es so 
schwer ist, eine Beratung als das anzu-
bieten, was sonst selbstverständlich 
ist, nämlich freiwillig.

Hürde Nr. 2: „Bedenkzeit“
Ein anderes Beispiel für die nach wie 
vor bestehende Bevormundung von 
Frauen mit einer ungewollten 
Schwangerschaft, ist die vorgeschrie-
bene „Bedenkzeit“ zwischen einer Be-
ratung und der Durchführung des 
Schwangerschaftsabbruchs. Die Idee 
einer gesetzlich vorgeschriebenen 
„Bedenkzeit“ zwischen einer Beratung 
und einer medizinischen Behandlung 
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Hürden & Entwicklungen
Der reglementierte Zugang zum Schwangerschaftsabbruch

Die gesetzlichen Regelungen zum Schwangerschaftsabbruch in Europa unterscheiden sich erheblich. Vom Totalverbot 
bis zur relativ autonomen Entscheidungsfreiheit der Frau gibt es zahlreiche Varianten, den Zugang zum Schwanger-
schaftsabbruch zu reglementieren. Der Autor benennt die Hürden, die zu einem Schwangerschaftsabbruch entschlos-
sene Frauen und Paare in den einzelnen Ländern nehmen müssen.

Alte und neue Filme zum 
Schwangerschaftsabbruch:

Es ist nicht verwunderlich, dass das 
Medium Film von Beginn an dafür 
eingesetzt wurde, das unvorstell-
bare Leid und Sterben von Frauen 
als Folge von illegalen und damit 
unsicheren Schwangerschaftsab-
brüchen zu dokumentieren und 
Lösungsmöglichkeiten vorzustellen. 
Auf www.abortionfilms.org wurde 
eine große Anzahl an Filmen zu die-
sem Thema zusammen getragen – 
vom „Kreuzzug des Weibes (Die 
Tragödie des § 144)“, Deutschland 
1926 bis „Like a ship in the night“, 
Ireland 2006. Die Filme rufen ver-
gangene Zeiten in Erinnerung und 
vermitteln, was das Verbot des 
Schwangerschaftsabbruchs bedeu-
tet. Sie machen deutlich, dass es 
keine vernünftige Alternative zum 
legalen, sicheren Schwanger-
schaftsabbruch gibt.



SCHWANGERSCHAFTSABBRUCH

8

ist in der Medizin aus gutem Grund 
unüblich. Vielmehr garantiert der 
Gesetzgeber für die Arzt-Patienten-
Beziehung einen Sonderstatus und 
schützt diese ausdrücklich. Es obliegt 
alleine den beiden handelnden Perso-
nen, das beste Vorgehen für eine kon-
krete Situation zu finden. Wenn nun 
per Gesetz lediglich vor dem Schwan-
gerschaftsabbruch eine „Bedenkzeit“ 
zwangsweise verordnet wird, scheint 
dies auf folgenden Missverständnis-
sen zu beruhen:
  Schwangere Frauen müssten quasi 
vor sich selbst geschützt werden, da-
mit sie sich nicht vorschnell gegen 
ein Kind und für das Ende der 
Schwangerschaft entscheiden.
  Frauen mit einer ungewollten 
Schwangerschaft würden erst nach 
einer Beratung mit einer für sie 
fremden Person in den eigentlichen 
Entscheidungsfindungsprozess ein-
steigen und 

  eine willkürlich lange Bedenk-
zeit hätte einen überwiegend positi-

Tabelle: Übersicht über vorgeschriebene Bedenkzeiten in Europa

Land Bedenkzeit Details

Belgien 6 Tage Von dem ersten Kontakt mit einer 
Beratungsstelle

Deutschland 3 Tage 3 volle Tage, Bescheinigung einer zugelassenen 
Beratungsstelle

Frankreich 7 Tage Vom ersten Kontakt mit einer Fachkraft,  
Arzt/Beraterin/Hebamme/Krankenschwester, 
kann gegen Ende der Frist des legalen 
Schwangerschaftsabbruchs verkürzt werden

Holland 5 Tage (erst ab dem  
44. Tag nach Ausbleiben 
der Menstruation)

5 volle Tage vom ersten Kontakt mit einer 
Fachkraft, mit vielen Ausnahmen: u. a. kann 
gegen Ende der Frist verkürzt werden

Italien 7 Tage Vom ersten Kontakt mit einem Arzt 
(mit Bescheinigung)

Keine gesetzliche Bedenkzeit in: Dänemark, Finnland, Österreich, Schweden, Schweiz und 
Spanien

ven Effekt und könnte 
die Häufigkeit von 
Schwangerschaftsabbrü-
chen reduzieren. Es ist 
offensichtlich, dass keine 
dieser Annahmen zu-
trifft. Wie in der Tabelle 
dargestellt, ist die vorge-
schriebene Bedenkzeit 
von Land zu Land sehr 
unterschiedlich, was die 
Länge, die Berechnung 
und Ausnahmen betrifft. 
Es ist davon auszugehen, 
dass sich die Bedürfnisse 
der Frauen in den ange-
führten Ländern nicht 
wesentlich unterschei-
den. Womit die Warte-
zeit den meisten Frauen 
als das erscheinen muss, 
was sie ist: eine willkürli-
che und ihren Bedürfnis-

sen nicht entsprechende Bevor-
mundung.

Darüber hinaus gibt es in einigen 
Ländern spezielle Regelungen. In 
Deutschland zum Beispiel darf eine 
Frau nicht von den gleichen Fach-
kräften beraten und behandelt wer-

den. Eine solche Regelung ist in der 
Medizin einmalig. Vielmehr ist es 
selbstverständlicher Standard, dass 
die Fachkräfte, zu denen man im 
Rahmen von Vorgesprächen und 
Untersuchungen Vertrauen aufge-
baut hat, auch einen Eingriff durch-
führen, beziehungsweise während 
des Eingriffes auch die Betreuung 
übernehmen. 

Interessanterweise ist die Vor-
schrift im Nachbarland Belgien genau 
umgekehrt, dort darf die Beratung 
ausschließlich durch die selbe Institu-
tion erfolgen, die auch den Schwan-
gerschaftsabbruch durchführt. Auch 
bei dieser Vorschrift ist kein Vorteil 
für die betroffene Frau erkennbar. Es 
ist schwer nachvollziehbar, warum 
dieser wichtige Qualitätsstandard aus-
gerechnet bei einer Krisensituation 
einer ungewollten Schwangerschaft 
nicht gelten soll. In anderen Berei-
chen der Medizin würde ein derarti-
ges Vorgehen aus gutem Grund als 
unethisch bis hin zu seelisch grausam 
gelten.

Zusammenfassend kann man sa-
gen, dass die Rahmenbedingungen 
im Vorfeld eines Schwangerschaftsab-

Dr. Fiala bei einer Probeführung im Museum für 
Verhütung und Schwangerschaftsabbruch in Wien, das im 
März 2007 eröffnet wird.
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bruchs sowie bei der Durchführung 
in den meisten Ländern kaum bis gar 
nicht nach den Bedürfnissen der be-
troffenen Frauen ausgerichtet sind 
und häufig wenig Spielraum für indi-
viduelle Bedürfnisse lassen. Vielmehr 
manifestieren sich in den willkürlich 
anmutenden und von Land zu Land 
sehr unterschiedlichen Rahmenbe-
dingungen die Phantasien und Pro-
jektionen von beruflich Unerfahrenen 
und persönlich Nichtbetroffenen.

Ermutigende Entwicklungen
Die Entwicklung der letzten Jahr-
zehnte war insofern ermutigend, als 
die Regelungen in vielen Ländern 
geändert wurden und heute weniger 
restriktiv sind. Besonders erwäh-
nenswert ist das Beispiel Kanada. 
Dort hat sich bereits seit langem die 
Einsicht durchgesetzt, dass ein 
Schwangerschaftsabbruch einer un-
gewollten Schwangerschaft eine ärzt-
liche Behandlung ist und keiner ge-
setzlichen Einmischung bedarf. Des-
halb erklärte der oberste Gerichtshof 
das Gesetz über den Schwanger-
schaftsabbruch 1988 nach längeren 
juristischen Auseinandersetzungen 
als verfassungswidrig und strich es 
ersatzlos.

Abschließend möchte ich noch ei-
nen Genderaspekt einbringen. Män-
ner können bekanntlich weder 
schwanger werden, noch selbst einen 
Schwangerschaftsabbruch vornehmen 
lassen. Die Erhaltung der reprodukti-
ven Gesundheit von Frauen liegt aber 
auch in unserem Interesse. Wir soll-
ten uns deshalb für Rahmenbedin-
gungen einsetzen, damit Frauen, die 
ja durch unser Zutun schwanger wur-
den, eine ungewollte Schwangerschaft 
bestmöglichst und ohne unnötiges 
Leid beenden können.

Kosten: sehr variabel
Abgesehen von der ständig wachsen-

den Aufmerksamkeit für Schwanger-
schaftsabbruchmethoden ist über die 
Kosten eines Schwangerschaftsab-
bruchs immer noch zu wenig be-
kannt. Die vorhandenen Daten wur-
den mit einem Fragebogen erhoben, 
der u.a. an Gynäkologen, Kranken-
häuser und Familienplanungszentren 
versandt wurde. Als Ergebnis lässt 
sich festhalten, dass die Kosten für ei-
nen Schwangerschaftsabbruch stark 
variieren – innerhalb von Europa be-
wegen sie sich zum Beispiel zwischen 
0 und 517 Euro, wobei die meisten 
Länder in Westeuropa die teilweise 

oder vollständige Kostenübernahme 
unterstützen. (Siehe auch den Beitrag 
von Jutta Franz in diesem Heft.) Im 
Gegensatz dazu müssen die meisten 
Frauen in Osteuropa und auch in Ös-
terreich den Schwangerschaftsab-
bruch selbst bezahlen. Darüber hin-
aus gibt es immer noch einige Länder 
in Europa, in denen Frauen aufgrund 
des Einflusses der Katholischen Kir-
che überhaupt keinen Zugang zum 
Schwangerschaftsabbruch haben, weil 
er illegal ist. Dies gilt für Irland, Mal-
ta und Polen. In Portugal ergab eine 
kürzlich erfolgte Volksabstimmung 
eine Mehrheit für die Legalisierung.
Es bleibt abzuwarten, wann dies um-
gesetzt wird.

Fazit: Offensichtlich gibt es in der 
Europäischen Union eine ungenü-
gende Kommunikation und Koope-
ration der Verantwortlichen in Bezug 
auf die praktischen Aspekte des 
Schwangerschaftsabbruchs. Die Kos-
tenübernahme von Verhütung und 
Schwangerschaftsabbruch – so lässt 
sich aus der Studie tendenziell ablesen 
– ist kein Luxus, sondern Kennzei-
chen und Basis für den hohen Stellen-
wert der sexuellen und reproduktiven 
Gesundheit in der Gesellschaft allge-
mein.

Dr. Christian Fiala ist Facharzt für Frauenheil-
kunde und Geburtshilfe am Gynmed Ambulato-
rium in Wien (www.gynmed.at) und Vorsitzender 
von FIAPAC (Internationale Vereinigung von 
Fachkräften zu Schwangerschaftsabruch und 
Kontrazeption, www. www.fiapac.org)

ÄrztInnen & Zentren 
www.abtreibung.at

In allen Bereichen der Medizin ist es 
selbstverständlich, dass Fachkräfte 
ihre Patienten informieren. In 
Deutschland gilt jede Information 
zum Schwangerschaftsabbruch je-
doch als Werbung, wenn sie von 
Fachkräften kommt, die die Be-
handlung auch durchführen. Es dür-
fen also nur Personen oder Instituti-
onen über den Schwangerschafts-
abbruch informieren, die ihn nicht 
selbst durchführen. Deshalb sind 
Adressen von Ärzten, die Schwan-
gerschaftsabbrüche durchführen, 
öffentlich kaum zugänglich. In 
Österreich und der Schweiz hinge-
gen gibt es informative Homepages. 
Auf der Homepage www.abtrei-
bung.at finden sich zum Beispiel 
nicht nur Informationen zu den Me-
thoden, sondern auch eine Liste 
von Ärzten und Zentren in Deutsch-
land, die Schwangerschaftsabbrü-
che durchführen. Da die Homepage 
in Österreich registriert ist, unterliegt 
sie nicht der deutschen Gesetzge-
bung. Vor Inbetriebnahme der Ho-
mepage wurde rechtlich geklärt, 
dass die auf der Homepage ange-
führten Ärzte kein juristisches Risiko 
eingehen.




